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Erscheint jeden Donnerstag. — Redaction und Adminiſtration: Manz'ſche k. k. Hof⸗Verlags⸗ und Univerſitäts⸗Buchhandlung in 
Wien, Kohlmarkt Nr. 7. 
(Pränumerationen find nur an die Adminiſtration zu richten.) 
Pränumerationspreis: Für Wien mit Zuſendung in das Haus und für die öſterr. Kronländer ſammt Poſtzuſendung jährlich 4 fl., halbjährig 2 fl., 
vierteljährig 1 fl. Für das Ausland jährlich 8 Mark. 
Als werthvolle Beilage werden deu Blatte die Erkenntniſſe des k. k. Verwaltungsgerichtshofes 1876/77 in Buchform bogenweiſe je nach Erſcheinen beigegeben und 
beträgt das Jahres⸗Abonnement mit dieſem Supplement 5 fl. = 10 Mark. Bei gefülligen Beſtellungen, welche wir uns der Einfachheit halber per Poſtanweiſung 
erbitten, erſuchen um genaue Angabe, ob die Zeitſchrift mit oder ohne die Erkenntniſſe des k. k. Verwaltungsgerichtshofes gewünſcht wird. mE 


Inſerate werden billigſt berechnet. — Beilagengebühr nach vorheriger Vereinbarung. — Reclamationen, wenn unverſiegelt, find portofrei, können jedoch nur 14 Tage nach Erſcheinen der jeweiligen 
Nummer Berückſichtigung finden. 


Inhalt. Die Regulirung der Gemeingründe verfolgt nebſt dem Zwecke der 
= Umgeſtaltung culturſchädlicher Nutzungsrechte in wirthſchaftliche Formen 
Was hat die Forſteultur von der Geſetzgebung über Commaſſation und nebſt der theilweiſen Stärkung des individuellen Eigenthums, welches 
und Grundeigenthums regelung zu erwarten? (Schluß.) auch durch eine zweckmäßige Regulirung gewinnt, zugleich den höheren 
Mittheilungen aus der Praxis: Zweck, nämlich die Stärkung und wirthſchaftliche Umgeſtaltung des Ge⸗ 
Die Rückvergütung einer zufolge irrthümlicher Fatirung in höherem Betrage meinde⸗ und Gemeinſchaftsvermögens, um dadurch den Gemeinden und 
e 955 9 15 ee e ee iſt zuläſſig, ſobald der Genoſſenſchaften die Mittel zur Selbſtverwaltung und Erreichung höhe⸗ 
Die neben ind gehalten, die eh A der Fatirung, die nicht rer Lebenszwecke in veicherem Maße, als es bisher der Fall war, zu 
von Amtswegen berichtiget werden können, durch die Fatenten beheben zu | gewähren. 
laſſen. a Die Mittel, welche die Regulirung zur Erreichung dieſer Ziele 
— des ne Bi 1 n glam 9 be Si ergreift, oder die Formen der Regulirung zerfallen in zwei Hauptarten: 
eit der von dem anderen Ehegatten im Auslande mit einem under entweder Umgeſtaltung der bisherigen, meiſt nach dem jeweiligen Haus⸗ 
h Feen er duc 222 Zugufi „1B1D. saugt bedarf RUE ae. 5 2 5 Weide 1 des ur 
eee h lee bezuges in Nutzungsantheile nach Art von Kuxen oder Aetienantheilen, 
Pere — oder die Fixirung der Nutzungsrechte auf beſtimmte Jahresgebühren 
Erledigen an Brennholz, Bauholz, Streu, auf beſtimmte Arten und Mengen des 
= | Weidepiehes. . 
1 Mit der Regulirung der Rechte iſt zugleich zu verbinden die Re⸗ 
Was hat die Forſtcultur non der Geſetzgebung über gulirung der Verwaltung. Auch dieſe kann auf zweierlei Art erfolgen: 


Be R : * entweder durch genauere Präciſirung der im Gemeindegeſetze geordneten 
Commaſſation und Grundeigenthumsregelung zu er- Verwaltung durch die Gemeindevorſtehung oder durch Organiſirung von 


warten? Genoſſenſchaften mit Genoſſenſchaftsſtatuten, Genoſſenſchaftsorganen und 
genoſſenſchaftlicher Verwaltung. 
(Schluß.) In allen Fällen iſt der Erhaltung und wo möglich ſelbſt der 


Man hat bei uns die Commaſſation bisher allein als verein⸗ Vermehrung oder Neuſchaffung des Gemeindevermögens, der wirthſchaft⸗ 
zelte Reform aufgefaßt, die ſich nur auſ den Umtauſch der Grundſtücke lichen Geſtaltung desſelben die größte Aufmerkſamkeit zu widmen. Aber 
zu erſtrecken habe. Das Auseinanderſetzungsverfahren nach dem nord⸗ die häufig in Vorſchlag gebrachte Umgeſtaltung alles ſogenannten Ge⸗ 
deutſchen Vorgange, insbeſondere aber nach jener Auffaſſung, welche die meindegutes in ein eigentliches Gemeindevermögen iſt eine Unmöglichkeit, 
Wiſſenſchaft demſelben gibt und wozu gerade die Verhältniſſe unſerer weil ſie einerſeits eine Rechtsverletzung der berechtigten Güter in ſi 
öſterreichiſchen Länder mit ihren eminenten Wald⸗ und Alpenwirthſchaften, ſchließen, andererſeits die wirthſchaftliche Exiſtenz der letzteren vielfach 
mit der unendlich höheren Bedeutung, welche für unſere Gebirgsländer gefährden, das Individualeigenthum zu ſehr abſchwächen würde. 
der Wald hat, gerade mit aller Macht hindrängen, gibt demſelben eine Ich komme zu den Forſtſervituten. Man iſt gewohnt, dieſe Frage 
viel weitere Ausdehnung, nämlich auf die Regelung aller mit Nutzungs⸗ für abgeſchloſſen zu halten durch die Verhandlungen des Patentes vom 
rechten belaſteten Gemeinde⸗, ſowie der Gemeinſchaftsgründe und auf die 5. Juli 1853, weil dieſe Verhandlungen denn doch fir die meiſten 
Ablöſung und Regulirung der Forſt⸗ und Weideſervituten. Großgrundbeſitzer leidliche Zuſtände geſchaffen und ihnen die freie Bewe⸗ 

Die Regelung der Gemeinde- und Gemeinſchaftsgründe ſchließt in fich | gung in den früher ganz ungeregelten Servituts⸗Waldungen möglich 
ſowohl die Beſeitigung eulturfeindficher Nutzungsrechte durch die Ablöſung gemacht haben. i — . i 
als die Umgeſtaltung derſelben durch die Regulirung. Beide müſſen Hand in Wer die Sache nicht bloß oberflächlich oder aus vereinzelten Fällen 
Hand gehen und ſollen von einander nicht getrennt werden; man ſoll nicht betrachtet, ſondern die Wirkungen jener Verhandlungen tiefer und allge⸗ 
reguliren, was zweckmäßiger abgelöst wird und umgekehrt. meiner ergründet, überzeugt ſich bald, daß jene Maßregel, weil man 

Die Ablösung vollzieht ſich in der Regel durch Theilung der be⸗ | fie bei uns herausgeriſſen hat aus dem großen Ganzen der Auseinander⸗ 
laſteten oder gemeinſchaſtlich benützten Gründe oder eines Theiles derſelben. ſetzung, von dem ſie einen organiſchen Beſtandtheil bildet, häufig Nach⸗ 
Das Ziel, welches fie verfolgt, iſt nebſt der Entlaſtung von culturſchäd⸗ | theile hervorgerufen hat, die ſich kaum mehr gut machen laſſen, daß ſie 
lichen Rechten zugleich die Stärkung des individuellen Eigenthums, da aber auch in vieler Beziehung unvollſtändig geblieben iſt und der ⸗Er⸗ 
die Theilſtücke aus der Ablöſung den berechtigten Gütern zufallen und gänzung bedarf. we 
dieſe vergrößern. Wenn man abſieht von freiwilligen Uebereinkünften, die leichter 


1 


angerathen als ausgeführt find, und von jenen Fällen, wo es ſowohlſich die Ausführung eines ſolchen Geſetzes iu allen feinen Momenten 
im Intereſſe der Forſteultur, als auch im Intereſſe der Gemeinden, zu vergegenwärtigen. 

zumal armer Gebirgsgemeinden, beſſer iſt, die Regulirung beizubehalten, Eines aber dürfen Sie dabei nicht überſehen, nämlich, daß die 
kann eine ſolche Ergänzung der Reformmaßregel derzeit nur durch Ein⸗ Wirkung einer ſolchen Geſetzgebung, ich möchte ſagen, das Geheimniß 
beziehung der weiteren Ablöſung regulirter Servituten in die allgemeine ihrer Kraft weſentlich beruht auf dem Zuſammenfaſſen aller Reformen. 
Auseinanderſetzung gefunden werden, alſo durch die Verbindung mit der Dadurch, daß man in den norddeutſchen Ländern, insbeſondere in 
Commaſſation und Regelung der Gemeingründe. Dadurch wird es möglich, Preußen, die vollſtändige Regelung des Grundeigenthums, verbunden 
die Ablöſungsäquivalente in die Geſammtmaſſe der zuſammeugelegten mit der gleichzeitigen Herſtellung aller genoſſenſchaftlichen Einrichtungen 
Grundſtücke einzubeziehen und in ſolcher Weile zweckmäßig zuzuweiſen zur beſſeren Benützung desſelben in jeder einzelnen Gemeinde einer 
und es wird insbeſondere möglich, wahrhaft lebensfähige Genoſſenſchafts⸗ beſonderen fachmänniſch organiſirten Commiſſion, ausgerüſtet mit allen 


waldungen zu bilden und in ſolcher Weiſe die Servitutsablöſung zu 
einem mächtigen Hebel der allgemeinen Landescultur und insbeſondere 
der Stärkung des Gemeinde- und Genoſſenſchaftsverhältniſſes zu machen, 
ein Moment, das man bei der nach dem Patente vom 5. Juli 1853 
einſeitig durchgefuhrten Servitutsablöſung allzu häufig ganz außer Acht 
gelaſſen hat. 

Wo man es bisher verſuchte, Ablöſungen in anderer Weiſe als 
durch geſetzlich und ſtatutariſch geordnete Genoſſenſchaftswaldungen zu 
Stande zu bringen, hat man nicht ſelten den Wald faſt vernichtet, indem 
man ihn in Fetzen theilte oder der wüſten Gemeinbenützung überant⸗ 
wortete; nicht ſelten iſt es auch vorgekommen, daß man durch erzwun⸗ 
gene Geldablöſungen die Gemeinden mit ihren wichtigſten Bedürfniſſen 
für immer in eine üble abhängige Lage gebracht hat. Die Folgen ſolcher 
Vorgänge ſind nicht ausgeblieben. 

Dieſe Darſtellung wird genügen, um zu zeigen, welche große 
Aufgaben ein Geſetz über die Regelung der Grundeigenthumsverhältniſſe 
durch das ſogenannte Auseinanderſetzungsverfahren bei uns noch zu löſen 
hat, zugleich aber auch die unendlichen Vortheile erkennen laſſen, welche 
unſere Waldcultur aus einem ſolchen Geſetze, aus einer guten Organi⸗ 
ſation für ſeine Ausführung, endlich aus einer fachgemäßen und ener⸗ 
giſchen Durchführung zu erwarten hat. 

Wenige Zahlen werden Ihnen die außerordentliche Bedeutung 
dieſer Fragen klar machen. Die mit gemeinſchaftlichen Nutzungsrechten 
für Holzung, Weide und Streubezug belaſteten Gemeinde- und Gemein⸗ 
ſchaftswaldungen betragen in Tirol 972.442 Joch; — in der Bukowina 
wurden bloß vom griechiſch⸗orientaliſchen Religionsfonde 119.365 Joch 
im Servitutswege ohne weitere Regelung an Gemeinden und Gemein⸗ 
ſchaften abgetreten; von den dalmatiniſchen Waldungen im Flächenmaße 
von 475.480 Joch iſt der größere Theil, — von jenen im Küſteulande 
ſind 217.935 Joch Gemeinwälder mit ungeregelten Holzungs⸗, Weide⸗ 
und Streulaſten. Das ſtatiſtiſche Jahrbuch des Ackerbauminiſteriums be⸗ 
ziffert ſümmtliche mit Servituten und ſervitutsähnlichen Gemeinſchafts⸗ 
rechten belaſtete Waldungen auf 3,585.10 1 Joch! 

Denken Sie ſich nun, welche Wirkungen es haben muß, wenn 
in allen dieſeu Waldungen die jetzt oft ſtreitigen, zweifelhaften oder 
unklaren Eigenthums⸗ und Nutzungsrechte urkundlich klargeſtellt, wenn 


alle eulturſchädlichen Rechte durch Ablöſung oder Regulirung abgeſchafft, 


wenn überall Waldgenoſſenſchaften mit geſetzlich und ſtatutariſch geregelter 
Verwaltung beſtellt ſein werden, wenn die Ausnützung nur nach feſten 
Wirthſchaftsregeln und Wirthſchaftspläuen mit Rückſicht auf den höchſten 
nachhaltigen Reinertrag erfolgt, wenn die vielen jetzt beſtehenden 
Streitigkeiten über Eigenthums⸗ und Nutzungsrechte, die unklaren 
Berechtigungen nach dem ſogenannten Hausbedarf, der freie Holzſchlag, 
das Hineingehen in den Wald, das Streurechen nach dem jeweiligen 
Belieben jedes einzelnen Theilhabers und dgl. beſeitigt fein werden 
und wenn überall ein eigentliches Gemeindevermögen oder ein ge⸗ 
noſſenſchaftlich geregeltes oder ein ſervitutfreies Individualeigenthum an 
Stelle unſeres jetzigen zwitterhaften Gemeinguts getreten ſein wird. 
Die Maßregel aber, welche dieſes zu bewerkſtelligen ſtrebt, iſt 
das Auseinanderſetzungsverfahren, welches, geſtützt auf eine wohldurch⸗ 
dachte Geſetzgebung und eine zweckmäßige Organiſation, bei fachgemäßer 
Durchführung eine das geſammte Grundeigenthum umfaſſende Reform 
im Wege der gleichzeitigen Commaſſation, der Regelung der Gemeinde⸗ 
gründe und Ablöſung der Forſtſervituten durchzuführen berufen tft. Daß eine 
ſolche Reform dieſe weittragenden Erfolge wirklich erzielen könne, dafür 
ſprechen die Erfahrungen anderer Länder, wo ſolche Einrichtungen bald 
mehr, bald minder zweckmäßig und vollſtändig bereits beſtehen, das wird 
auch Ihnen weit klarer werden, als ich jetzt darftellen könnte; wenn 
Ihnen einmal ein vollſtändig ausgearbeites Geſetz ſammt Motiven und 
Durchführungsverordnung vorliegen wird und Sie im Stande ſein werden, 


Machtbefugniſſen der gewöhnlichen adminiſtrativen und Juſtizbehörden 
und zugleich mit den Rechten der beſonderen Geſetze über die Ausein⸗ 
anderſetzung übertragen hat und alle bisher erwähnten Reformen gleich⸗ 
| zeitig in einem und demſelben Verfahren zur Ausführung bringen läßt, 
hat man die Zuſammenlegung der Grundſtücke, die Regelung der 
Gemeingründe und die Servituts-Ablöſung auf einer Fläche von 
beiläufig 4000 Quadratmeilen bereits wirklich durchgeführt und dadurch 
auf dem Gebiete der Landescultur dieſelben großartigen und vielleicht 
nachhaltiger, wohlthätiger wirkenden Erfolge erzielt, wie durch ein ähn⸗ 
liches planmäßiges Zuſammenfafſen aller Mittel der Kriegskunſt auf 
den Schlachtfeldern. Wo man in Norddeutſchland Fehler gemacht hat, 
die auch dort nicht ausgeblieben ſind, geſchah es zumeiſt dann, wenn 
man den Zuſammenhang der Reformen außer Acht ließ, insbeſondere 
vom einſeitigen landwirthſchaftlichen Standpunkte den Intereſſen des 
Waldes zu wenig Rechnung trug. So hat man die Separation auch 
auf die Waldtheilung ausgedehnt und dadurch ſchädliche ſogenannte 
Theilforſte geſchaffen und die Bildung kräftiger Waldgenoſſenſchaften 
verabſäumt, die ſich in Verbindung mit der Separation weit zweck⸗ 
mäßiger hätten herſtellen laſſen und die man jetzt nur mühſam durch 
eine geſonderte Geſetzgebung zu bilden verſuchen muß. Es iſt Aufgabe 
der künftigen öſterreichiſchen Geſetzgebung, mit dem Guten, welches die 
ausländiſche Geſetzgebung bietet, nicht auch ihre Fehler nachzuahmen, 
vielmehr unſeren einheimiſchen Verhältniſſen, insbeſondere aber auch 
den bei uns ſo wichtigen forſtlichen Intereſſen die höchſte Beachtung 
zu widmen. 


Mittheilungen aus der Praxis. 


Die Rückvergütung einer zufolge irrthümlicher Fatirung in 

höherem Betrage bemeſſenen und bereits eingehobenen Hauszins⸗ 

ſteuer iſt zuläſſig, ſobald der Rückvergütungsanſpruch rechtzeitig 
erhoben wird. 

Die Finanzbehörden ſind gehalten, die Gebrechen in der Fatirung, 

die nicht von Amtswegen berichtiget werden können, durch die 

Fatenten beheben zu laſſen. 


(Entſcheidung des Verwaltungsgerichtshofes.) 


Bei der Fatirung des Zinsertrages eines mehreren Perſonen 
eigenthümlichen Hauſes in der inneren Stadt für das Steuerjahr 1874 
us ein Irrthum in der Art unterlaufen, daß den bezüglichen Faſſionen 
der erſt zu gewärtigende Zinsertrag vom 1. November 1873 bis Ende 
October 1874, anſtatt jenes vom 1. November 1872 bis Ende 
October 1873 zu Grunde gelegt worden war. 

In Folge deſſen wurde, nachdem der erſtere höher war als der 
letztere, von Seite der Finanzbehörden auch eine höhere Hauszinsſteuer 
in Vorſchreibung gebracht und von der Partei eingehoben. 

Dem nachträglich bei der Steueradminiſtration eingebrachten 
Geſuche der Hauseigenthümer um Rückvergütung des ungebührlich ent⸗ 
richteten Mehrbetrages hat die Finanz⸗Landesdirection mit dem Erlaſſe 
vom 9. Auguſt 1876, 3. 15.334 keine Folge gegeben, weil in der 
Steuervorſchreibung ſelbſt kein Irrthum ſtattfand und weil nach dem 
Hofkanzleidecrete vom 23. Juni 1843, Z. 19.650 die Steuervor⸗ 
ſchreibung, ungeachtet ſolche auf Grund einer angeblich unrichtigen 
Faſſion der Steuerpflichtigen erfolgte, nach ſtattgefundener Berichtigung 
der Steuer in volle Rechtskraft getreten ſei. 

Der k. k. Verwaltungsgerichtshof hat mit Erkenntniß vom 
22. Jänner 1877, 8. 57 über die gegen dieſe Entſcheidung einge⸗ 
brachte Beſchwerde nach geſchloſſenem ſchriftlichen Vorverfahren gemäß 


§ 6 des Geſetzes vom 22. October 1875, R. G. Bl. Nr. 36 
ex 1876 zu Recht erkannt: 

„Die angefochtene Hauszinsſteuerbemeſſung wird wegen Außer⸗ 
achtlaſſung weſentlicher Formen im Adminiſtrativverfahren aufgehoben 
und die Sache an die k. k. Finanz⸗Landesdirection zur Behebung des 
Mangels und eventuell neuen Entſcheidung zurückgeleitet.“ 

Entſcheidungsgründe: Für jene Fälle, in welchen durch 
Irrthum der Partei ein höherer, als der geſetzliche Hauszinsſteuerbe⸗ 
trag bemeſſen und eingehoben wird, iſt in den legal kundgemachten 
Directiven über die Hauszinsſteuer keine ausdrückliche Beſtimmung ge⸗ 
geben, ob eine Zurückvergütung zuläſſig iſt. Hieraus kann jedoch die 
Unzuläſſigkeit der letzteren keineswegs gefolgert werden. 

Es ſprechen vielmehr die auch in anderen Geſetzen über Steuern 
und Gebühren zur Anerkennung gelangten Rechtsgrundſätze für die 
principielle Zuläſſigkeit der Rückvergütung auch bei Hauszinsſteuerbe⸗ 
trägen, wenn dieſelben ungebührlich in einem höheren als dem geſetzlichen 
Ausmaße bemeſſen und entrichtet wurden und um deren Rückvergütung 
von dem betreffenden Steuerträger, der die Zahlung ungebührlich leiſtete, 
rechtzeitig angeſucht wird. 

Bei Anwendung dieſes Grundſatzes kann es ſich nur um die 
Beſtimmung der Zeitſriſt handeln, innerhalb welcher dieſes Recht von 
der Partei geltend zu machen iſt. 

Nachdem in dieſer Richtung bezüglich der Hauszinsſteuer keine 
beſonderen geſetzlichen Beſtimmungen vor der Rechtswirkſamkeit al 
Geſetzes vom 19. März 1877, R. G. Bl. Nr. 28 beſtanden, fo 
muß gegenwärtig das letztere diesfalls für maßgebend angeſehen werden. 

Nach § 1 desſelben find Vorſtellungen gegen die im adminiſtrativen 
Wege erlaſſenen Aufträge der für die Veranlagung, Bemeſſung und 
Verwaltung der directen Steuern u. ſ. w. beſtellten Behörden, Aemter 
und Organe der Finanzverwaltung binnen einer Friſt von 30 Tagen 
bei jenem Organ einzubringen, von welchem der Auftrag ausgegangen 
it. Daß unter dem hier angeführten Ausdrucke „Aufträge“ auch 
Zahlungsaufträge, in welcher Form immerhin dieſelben erlaſſen werden 
mögen, zu verſtehen ſind, iſt wohl eben ſo zweifellos, wie daß einem 
Geſuche um Zurückvergütung eines ungebührlich entrichteten Steuerbe⸗ 
trages die Natur einer Vorſtellung gegen die Bemeſſung des letzteren 
innewohnt. 

Im 8 4 des bezogenen Geſetzes vom 19. März 1876 iſt be⸗ 
züglich jener Fälle, in welchen die Zuſtellung eines Auftrages, einer 
Verfügung u. ſ. w. vor dem erſten April 1876 ſtattgefunden hat, 
feſtgeſetzt, daß dagegen gerichtete Rechtsmittel, wenn ſolche noch zuläſſig 
find (und die Znläſſigkeit wird im vorliegenden Falle vom k. k. Ver⸗ 
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Da es ſich hier ſomit um ein weſentliches Gebrechen handelte, 
welches ſeiner Natur nach nicht von der Behörde ſelbſt von Amtswegen 
behoben werden konnte, ſondern, wie es der § 33 der Inſtruction zur 
Erhebung der Hauszinserträgniſſe ꝛc. vom 16. Juni 1820, 3. 918 
(Provinz. Geſ. Samml. für Oeſterreich u. d. Enns, II. Band, Seite 
387) anordnet, den Fatenten ſogleich zur Abänderung hätte zurückge⸗ 
ſtellt werden ſollen, und nachdem durch die Außerachtlaſſung dieſer 
weſentlichen Form des Adminiſtrativverfahrens die Bemeſſung auf einer 
geſetzwidrigen Grundlage erfolgte, ſo mußte dieſe Steuerbemeſſung, 
beziehungsweiſe die dieſelbe beſtätigende Entſcheidung der k. k. n.6. 
Finanz⸗Landesdirection vom 9. Auguſt 1876, 3. 15.334, gemäß S 6 
des Geſetzes vom 22. October 1875, R. G. Bl. Nr. 36 ex 1876 
aufgehoben werden. E. 


Abweiſung des von einem geſchiedenen Ehegatten geſtellten Be⸗ 

ehrens, die Giltigkeit der von dem anderen Ehegatten im Aus⸗ 

ande mit einem Ausländer geſchloſſenen Ehe nach dem Hofdecrete 
vom 23. Auguſt 1819 zu unterſuchen. 


Ludwig Fürſt R. wurde mit Antonia O. in der katholiſchen 
Pfarrkirche St. Andrä zu Lemberg am 14. Jänner 1869 ehelich ge⸗ 
traut. Aus dieſer Ehe iſt ein Sohn, nämlich der am 7. October 1869, 
geborene Prinz Alexander R., entſproſſen. Schon mit Beſcheid des k. 
k. Landesgerichtes in Wien vom 19. März 1872 wurde die einver⸗ 
ſtändliche Scheidung der beiden Ehegatten bewilligt, worauf ſich, nach 
Angabe des Ludwig Fürſt R., ſeine geſchiedene Ehegattin nach Zürich 
begab, dort zur proteſtantiſchen Kirche übertrat und ſich am 2. Mai 
1872 mit William W., k. großbritanniſchem Artilleriecapitän, verehe⸗ 
lichte. Sie beſitzt in Galizien die Herrſchaft Zagrobela cum attin., 
welche ihr in der Lemberger Landtafel mit der Beſchränkung der von ihrem 
Großvater Vincenz Grafen K. zu Gunſten ihrer Kinder angeordneten fidei⸗ 
commiſſariſchen Subſtitution eigenthümlich zugeſchrieben iſt, nach welcher 
die Herrſchaft auf Eines ihrer Kinder nach ihrem eigenen Willen und 
Wahl nach ihrem Tode übergehen ſoll. 

Ludwig Fürſt R. befürchtete nun, ſeine geſchiedene Ehegattin werde 
die aus ihrer jetzigen Ehe etwa entſpringenden Kinder vor dem Sohne erſter 
Ehe, Alexander Prinz R., bevorzugen, wenn nicht die zweite Ehe, wegen 
des beſtehenden Ehehinderniſſes des Ehebandes (SS 62 und 111 a. b. 
G. B.) nach den Geſetzen des öſterreichiſchen Kaiſerſtaates als ungiltig 
erklärt, die aus dieſer Ehe eventuell entſprießenden Kinder als unehe⸗ 
lich erklärt und nach 165 a. b. G. B. von den Rechten der 


waltungsgerichtshofe principiell anerkannt,) ſo zu behandeln ſeien, als Familie und der Verwandtſchaſt ausgeſchloſſen werden. Er bat demnach 
wenn die Zuſtellung am 1. April 1876 erfolgt wäre. Nun haben die unter Berufung auf das Hoſdeeret vom 13. Juli 1837, Nr. 208 J. 
Beſchwerdeführer ihr Anſuchen um Rückvergütung der für das Jahr G. S., zufolge deſſen über eine derlei durch den Tod bereits aufge⸗ 
1874 mehrbezahlten, von der k. k. Steueradminiſtration bemeſſenen löste Ehe auf Einſchreiten Privatbetheiligter zur Geltendmachung ihrer 
Hauszinsſteuer, bei dieſer letzteren, fohin bei der zuſtändigen Behörde privatrechtlichen Anſprüche die Unterſuchung eingeleitet und die Ent⸗ 


am 18. April 1876, d. i. in offener Friſt überreicht 

Die über dieſes Anſuchen erfloſſene abweisliche Entſcheidung der 
k. k. n.⸗ö. Finanz⸗Landesdirection v. 9. Auguſt 1876 ſtützt ſich zwar 
auf einen Erlaß der beſtandenen k. k. vereinten Hofkanzlei vom 23. | 
Juni 1843, Z. 19.650, wonach die angefochtene Steuervorſchreibung, 
ungeachtet dieſelbe auf Grundlage einer angeblich unrichtigen Faſſion 
der Steuerpflichtigen erfolgte, nach ſtattgefundener Berichtigung in volle 
Rechtskraft getreten ſei. 

Allein abgeſehen davon, daß das bezogene Hofkanzleidecret, wie 
aus dem eingeholten Originale hervorgeht, nur eine motivirte Entſchei⸗ 
dung in einem conereten Falle enthält, ift dasſelbe, was weſentlich 
erſcheint, niemals legal kundgemacht worden. 

Der Verwaltungsgerichtshof konnte mithin, als bei ihm von den 
betreffenden Steuerträgern die Beſchwerde überreicht wurde, dieſelbe nicht 
von Amtswegen zurückweiſen, ſondern ſich für vollkommen competent 
finden, über diefe Beſchwerde das Vorverfahren einzuleiten. 

Bei der Prüfung nun der von der k. k. n.⸗6. Finanzlandesdi⸗ 
rection eingeholten Steuerbemeſſungsacten ergab ſich, daß bei der dies⸗ 
fälligen Bemeſſung der Hauszinsſteuer für das Verwaltungsjahr 1874 
ein weſentliches Gebrechen dadurch eingetreten iſt, weil, wie aus deren 
Titelſeite zu entnehmen iſt, in der Faſſion ſür das Verwaltungsjahr 
1874 der Zinsertrag für die Periode vom Zinstermine 1873 bis 
Novembertermin 1874 fatirt wurde, während derſelbe für die Periode 
von November 1872 bis October 1873 einzubekennen war. ö 


ſcheidung geſällt werden kann; dann mit Hinweiſung darauf, daß obiges 
Ehehinderniß nach 8 94 a. b. G. B. von Amtswegen zu unterſuchen 
iſt, und daß William W. und Antonia Fürſtin R. in Wien wohnhaft 
find: das k. k. Landesgericht wolle im Sinne des Hofdeeretes vom 23. 
Auguſt 1819, Nr. 1595 J. G. S., nach geſchloſſenem Verfahren 
über die Ungiltigkeit der von Antonia Fürſtin R. mit William W. 
am 2. Mai 1872 geſchloſſenen Ehe erkennen. 

Das k. k. Landesgericht in Wien wies mit Beſcheid vom 28. 
Juli 1876, 8. 61994, dieſes Begehren mit dem Bemerken ab, daß 
die Unterſuchung der Giltigkeit der von Antonia, geb. O., gerichtlich 
geſchiedenen Gattin des Geſuchſtellers, nach ihrem angeblichen Ueber⸗ 
tritte zur evangeliſchen Kirche mit dem engliſchen Artilleriecapitän 
William W. am 2. Mai 1872 zu Zürich in der Schweiz eingegangenen 
Ehe gemäß § 94 a. b. G. B. nicht eingeleitet werden kann, weil 
die Bedingungen des §8 4 a. b. G. B. derzeit nicht vorliegen, indem 
William W. außer Zweifel Ausländer und derzeit auch nicht dargethan 
iſt, daß dieſe Ehe auch hierlands rechtliche Folgen haben ſoll. 

Dem dagegen ergriffenen Recurſe hat das k. k. Oberlandesgericht 
in Wien mittelſt Erledigung vom 12. September 1876, Z. 15.117, 
keine Folge gegeben, weil, abgeſehen davon, daß nicht dargethan iſt, 
daß Fürſtin Antonia R. vor Eingehung der Ehe mit William W. nicht 
aus dem öſterreichiſchen Staatsbürgerv erb ande getreten iſt, ſelbſt für den 
Fall, als dieſes nicht geſchehen iſt, doch die am 2. Mai 1872 mit dem 
Ausländer William W. zu Zürich eingegangene Ehe ſich der civile 


rechtlichen Unterſuchung und Entſcheidung über ihre Giltigkeit im Inlande 
entzieht; weil nicht erkennbar ift, daß dieſe Eheſchließung rechtliche Folgen 
im Geltungsgebiete des allgemeinen bürgerlichen Geſetzbuches hervor. 
bringen ſollte oder bereits in dem Maße hervorgebracht habe, daß privat⸗ 
rechtliche Anſprüche dagegen nach Inhalt des Hoſdecretes vom 27. Juni 
1837, Nr. 208 J. G. S., geltend zu machen oder zu wahren ſeien. Ins⸗ 
beſondere iſt die Nachfolge in der Herrſchaft Zagrobela cum attin. und 
das Recht des Prinzen Alexander R. hiezu noch nicht in Frage und hängt 
Letzteres noch von manch' anderen Beziehungen ab, bevor man ſagen 
kann, daß Prinz Alexander R. in ſeinem Rechte beeinträchtigt ſei. 

In dem gegen dieſe obergerichtliche Erledigung überreichten außer⸗ 
ordentlichen Reviſionsrecurſe wird geltend gemacht, privatrechtliche An⸗ 
ſprüche ſeien für die Beurtheilung der Giltigkeit oder Ungiltigkeit einer 
Ehe ohne irgend einen Einfluß, und das Hofdecret vom 27. Juni 
1837, Nr. 208 J. G. S. berückſichtige derlei Anſprüche nur in der 
Richtung, daß der in ſeinen Privatrechten Geſchädigte der von Amts⸗ 
wegen einzuleitenden Unterſuchung über die Ungiltigkeit der Ehe als 
Privatbetheiligter beitreten kann. Eine im Auslande geſchloſſene Ehe 
werde immer dann nach öſterreichiſchem Rechte zu beurtheilen ſein, 
wenn ſie überhaupt in dem Geltungsgebiete des allgemeinen bürger⸗ 
lichen Geſetzbuches rechtliche Folgen hervorbringt, wenn ſelbe auch noch 
nicht in der Art wären, daß privatrechtliche Anſprüche dagegen zu 
wahren ſind. Die Eheleute W. wollen in Oeſterreich jene Rechte ge⸗ 
nießen, welche legitimen Eheleuten zukommen, ihre in dieſer Ehe erzeugt 
werdenden Kinder ſollen als eheliche angeſehen werden und es ſollen 
ihnen die Rechte der ehelichen Geburt zukommen. Neben dieſen Rechten 
ſeien auch noch die privatrechtlichen Anſprüche des minderjährigen 
Prinzen Alexander R. zu wahren. Die Unterſuchung der Ungiltigkeit 
dieſer Ehe müſſe nach § 4 a. b. G. B. umſomehr eingeleitet werden, 
als es ſich um eine zweifache Ehe handelt, welche nach öſterreichiſchen 
Geſetzen ſich als unerlaubt darſtellt. 

Der k. k. oberſte Gerichtshof hat jedoch mit Entſcheidung vom 
16. November 1876, Z. 13.447, dieſem außerordentlichen Reviſions⸗ 
recurſe aus Abgang der nach dem Hofdeerete vom 15. Februar 1833, 
Nr. 2593, zur Abänderung gleichförmiger Entſcheidungen der beiden 
unteren Inſtanzen erforderlichen Bedingungen keine Folge gegeben, weil 
William W. von dem Recurrenten ſelbſt als ein Ausländer bezeichnet 
wird, bezüglich der Antonia Fürſtin R. aber nicht vorliegt, daß ſie 
noch derzeit öſterreichiſche Staatsbürgerin ſei, weil es ſich ſomit in 
dem vorliegenden Falle um die Ehe von Ausländern handelt, ohne daß 
auch nur behauptet wird, daß beide Theile, oder mindeſtens Einer 
derſelben, hierlands den beſtändigen Wohnſitz haben, während ſchon 19 | 
Hofdecret vom 23. October 1801, Nr. 542 J. G. S. vorſchreibt, 
daß in ſolchen Fällen in keine Aufnahme einer Ehevernichtungs⸗ oder 
Eheſcheidungsklage einzugehen ſei und auch keiner jener Fälle eintritt, 
in denen nach der Beſtimmung des § 29 der Civiljurisdictionsnorm 
vom 20. November 1852, Nr. 351 R. G. Bl., Ausländer vor den 
öſterreichiſchen Gerichten belangt werden können, unter ſolchen Um⸗ 
ſtänden aber in den angefochtenen gleichförmigen Erledigungen weder 
eine Nichtigkeit noch eine offenbare Ungerechtigkeit zu erkennen iſt. 

Jur. Bl. 


Literariſche Anzeige. 


Oeſterreichiſche Zeitſchrift für Geſetzgebung und Necht⸗ 
ſprechung auf dem Gebiete der Verwaltungs-Rechtspflege, heraus⸗ 
gegeben und redigirt von Dr. F. Samitſch. I. Band, I. Heft. Wien 1877, im 
Selbſtverlage. 

Unter obigem Titel hat der Hof- und Gerichts⸗Advocat und Profeſſor des 
Bergrechtes an der Wiener Univerſität Dr. F. Samitſch die Herausgabe einer 
Zeitſchrift begonnen, welche in Heften (2 Hefte in jedem Quartale) erſcheinen und 
nach dem Proſpecte bringen ſoll: 1. Wiſſenſchaftlich gehaltene Auſſätze. 2. Geſetze, 
Verordnungen, Kundmachungen. 3. Principielle oder wichtigere Enkefeionngen, | 
des Verwaltungsgerichtshofes. 4. Entſcheidungen des Reichsgerichtes, des oberſten 
Gerichtshofes, des Austrägalgerichtes, der Miniſterien, insbeſondere inſofern ſie Com⸗ 
petenzfragen betreffen; endlich Perſonalnachrichten, Miscellen, Literatur. Das 
vorliegende 1. Heft enthält: Zwei Auſſätze betreffend Fragen der Zuſtändigkeit 
des Verwaltungsgerichtshofes, vom Herausgeber; die auf das Inslebentreten des 
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Verwaltungsgerichtshofes bezugnehmenden Geſetze, Verordnungen und Kund⸗ 
machungen; ſieben Entſcheidungen des Verwaltungsgerichtshofes; eine Eutſcheidung 
des Reichsgerichtes; drei Entſcheidungen des oberſten Gerichtshofes; Perſonalien ꝛc. 
Wir begrüßen das zunächſt die Pflege des Gebietes der Adminiſtrativ⸗Juſtiz im 
Auge habende Unternehmen und ſind überzeugt, daß ihm auch der Erſolg nicht 
ermangeln werde, wenn es von Begeiſterung für die Sache getragen und geleitet 
bleibt. r. 


Perſonalien. 


Seine Majeſtät haben dem k. und k. Conſul in Piräus Fortunato Ivich 
das Ritterkreuz des Franz⸗Joſef⸗Ordens verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem penſ. Oberpoſteontrolor Johann Beyer das 
goldene Verdienſtkreuz mit der Krone verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Statthaltereirathe Friedrich Pelikan in 
Brünn den Orden der eiſernen Krone dritter Claſſe taxfrei verliehen. 

Der Miniſter des Innern hat den Obercommiſſär Heinrich Hovorka 
zum Polizeirathe, den Eommiſſär Joſef Paſchma zum Obercommiſſär und den 
Concipiſteu Johann Koſtrzewski zum Commiſſär bei der Krakauer Polizei⸗ 
direction ernannt. 

Der Miniſter des Innern hat den Bezirkscommiſſär Thomas v. Griſo⸗ 
gono zum Statthalterei⸗Secretär in Dalmatien ernannt. 

Der Finanzminiſter hat den Rechnungsrevidenten Auguſt Schindler zum 
Rechnungsrathe im Rechnungsdepartement der Finanz⸗Landes⸗Direction in Prag 
ernannt. 

Der Finanzminiſter hat den Zolloberamts⸗Officialen Ignaz Matſchego 
zu Wien zum Zolloberamts⸗Controlor für das k. k. Hauptzollamt zu Wien ernannt. 

Der Finanzminiſter hat die Zolloberamts⸗Officiale Franz Swatoſch und 
Theodor Borghi in Trieſt zu Zolloberamts⸗Controloren beim dortigen Haupt⸗ 
zollamte ernannt. 

Der Handelsminiſter hat bei der k. k. Seebehörde in Trieſt den Ingenieur 
Dr. Leonhard Stefanelli zum Oberingenieur und den Bau⸗Adjuncten Dr. Franz 
Rubé ich zum Ingenieur ernannt. 


Erledigungen. 


Baupraktikantenſtelle bei der Trieſter Seebehörde mik 600 fl. Adjutum, 
bis Mitte April. (Amtsbl. Nr. 48). 

Einnehmers⸗, Controlors⸗ und Adjunctenſtellen bei den n.⸗. Steuerämtern 
in der neunten, beziehungsweiſe zehnten und eilften Rangsclaſſe, bis 3. April. 
(Amtsbl. Nr. 48.) 

Cuſtosſtelle bei der k. k. Studienbibliothek in Klagenfurt, bis Ende März. 
(Amtsbl. Nr. 48). . 

Bezirksfecretärsſtelle bei den politiſchen Behörden in Steiermark mit der 
zehnten Rangsclaſſe, bis 1. April. (Amtsbl. Nr. 49). 

Landes⸗Sanitätsreferentenſtelle bei der k. k. Statthalterei in Innsbruck mit 
den Bezügen der ſechsten Rangsclaſſe, bis Ende März 1877. (Amtsbl. Nr. 53). 
— — — —— — 

Im Verlage von C. L. Hirſchfeld in Leipzig erſchien ſoeben und 
iſt durch alle Buchhandlungen zu beziehen: 


Syſtematiſches Handbuch 


der 


direkten Steuern 


in den vom Reichsrathe vertretenen Königreichen und Ländern der bſterreichiſch⸗ 
ungariſchen Monarchie. 


Von 
Johaun Moriz Chlupp, Ritter von Chlonau, 
k. k. Oberfinanzrathe und emerit. o. ö. Profeſſor der öſterr. Finanz⸗Geſetzkunde 
und der Gtatiftif, 
Mit einigen Abänderungen und Zuſätzen verſehen 
von 
Anton Ritter v. Machotka, 
k. k. Oberfinanzrath. 
Sechste vermehrte Auflage. 
Preis 2 fl. 80 kr. 
Gegen gef. Poſtanweiſung von 2 fl. 90 kr. franco nach auswärts. 
Nachdem von dieſem durch feinen praktiſchen Werth ausgezeichneten Werke 
bereits fünf ſtarke Auflagen vergriffen find, iſt jetzt die ſech ste erſchienen, die 
um zwei volle Bogen, enthaltend alle neueren Verordnungen und Zaſätze, 
bereichert wurde, ſo daß dieſelbe allen zur Verwaltung der directen Steuern an⸗ 
geſtellten Herren Caſſen⸗ und Finanzbeamten, ſowie allen k. k. Keeisbehörden, 


dr und Gemeindeverwaltungen auf das Wärmſte empfohlen werden 
ann. 2 


Vorräthig in der 
k. Hof⸗Verlags⸗ und Univerſitäts⸗Buchhandlung, 


Manz' ſchen k. 
Wien, Kohlmarkt Nr. 7. 


Druck der k. Wiener Zeitung 
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